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« « » » gSpretS : vierteljährlich « 15 A ; durch die Post im Gebiete d« deutschen Postverwaltung , « riesträgergebühr eingerechnet . S ^ l 3S chk — Einzelnummer 10 cP — Au , eigengebühr : die 7 mal gespaltene
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Amtlicher Teil .
2ur IKegelung des kleinen Grenzverkebrs.

** Die Bewohner der Grenzzone an der badisch-schweizeri¬
schen Grenze sind gewohnt, einen erheblichen Teil ihres Be¬
darfs an Gegenständen des täglichen Verbrauchs in der be¬
nachbarten Schweiz zu decken, sei . es , weil im Inland « das
diese Verbrauchsgegenstände erzeugende Hinterland fehlt, sei
es , weil dies? Gegenstände in der Schweiz vielfach billiger zu
haben sind. Dieser in mancher Hinsicht durch die Anlage O
zum deutsch -schweizerischen Handelsvertrag auch gesetzmäßig
seitgelegte grenznachbarliche Verkehr, der sogenannte „ kleine
Grenzverkehr ", hat unter Pen Einwirkungen des Krieges sehr
gelitten . Die Schweiz mutzte auf Drängen der Entente hin
die Tür immer mehr schließen und sie hat am Ende nur noch
in ganz beschränktem Matze uwd gegen Kartenkontrolle die
Abgabe einzelner Bedarfsgegenstände an die deutsche Grenz¬
bevölkerung gestattet. Um so freudiger wurde von den Be¬
wohnern der badischen Grenzzone im Frühjahr die Nachricht
begrüßt , daß* wieder eine Reihe von Lebens - und Genutz¬
tnittel wie Kaffee, Tee, Schokolade, Hülsenfrüchte , kartenfreie
Mehle, Dürrohst , Orangen , Zitronen , Rauchwaren und Wein,
sowie Textilwaren wie Kleiderstoffe usw. in großem Umfange
aus der Schweiz eingeführt werden durften . Leider komrrkt
der verhältnismäßig niedrige Preis , zu dem diese Dinge in
der Schweiz gekauft werden können, bei dem schlechten Zu -
fianb unserer Valuta der badischen Grenzbevölkerung nicht
zugute ; sie mutz erhebliche Mittel aufwenden , um die "

zum
Teil lange Zeit entbehrten Gegenstände zu erstehen und
empfindet eS recht bitter , daß rhr die einzusührenden Waren
durch die zu entrichtenden Abgaben, wie Zölle und Steuern ,
noch weiter verteuert werdxn. Gesteigert wurde diese schmerz¬
liche Empfindung drcknuch, daß die nach mehrjährigem Dar¬
niederliegen des Zollvevkehrs auf den plötzlich eirrsetzenden
Massenandrang der Zollpflichtigen nicht eingerichteten Zoll¬
ämter der sich ihnen entgegenstellenden Ausgabe zunächst nicht
gewachsen waren , so daß sich zu der Erbitterung über das Zoll-
zirhlen der Arger über das lange Warten und Herumstehen
bei den Zollämtern gesellte.

Der Unmut , der sich der Bevölkerung hierüber bemächtigte,
kam in einer Reihe von Artikeln in den Tagesblättern zum
Ausdruck. Es wurde den Zollbeamten schikanöse Behandlung
der Zollpflichtigen, der Regierung Verständnislosigkeit für die
Bedürfnisse der Grenzbevölkerung vorgeworfen und unter Hin¬
weis auf zu befürchtende Unruhen die sofortige Aushebung
der Zölle im kleinen Grenzverkehr verlangt . Soweit über das
lange Warten bei den Zollämtern geklagt wurde , konnte die
iZullverwaltung durch Bereit st eilen einer größeren
Anzahl von Beamten und durch sonstige Vorkehrungen
dem zweifellos vorhandenen Mitzstande abhelfen . Dagegen
ist die badische Zollverwaltung und auch die badische Regie¬
rung nicht ermächtigt, die stürmisch verlangte Aufhebung der
Zölle und sonstigen Eingangsabgäben für die im kleinen
Grenzverkehr eingehenden Gegenstände von sich aus zu ver¬
filmen . Die Zölle und Abgaben, wie sie hier erhoben werden ,
find durch Reichsgesetz festgesetzt ; sie können nur
durch Reichsgesetz wieder beseitigt oder geändert werden . Die
Landesregierung würde sich einer dem Reiche gegenüber nicht
zu rechtfertigenden Eigenmächtigkeit schuldig machen, wenn
sie z. B. die hier in Betracht kommenden Abgaben von sich
icms auch nur vorübergehend ausheben wollte. Diese Sachlage
Wird vielfach von den Kreisen, die durch die Fälle betroffen
»verden, übersehen, wenn sie der Regierung Kurzsichtigkeit und
Gleichgültigkeit gegenüber den Wünschen der notleidenden Be¬
völkerung vorwerfen . Die Aussprache, die sich an die Inter¬
pellation der Abg . Rösch und Gen . kürzlich im Landtag an -
schlotz , hat der Regierung Gelegenheit gegeben, vor dem gan¬
zen Lande darzulsgen , daß sie vom besten Willen in der
jSache erfüllt ist und daß sie schon mehrere allerdings ver¬
gebliche Versuche gemacht hat , die Reichsregierung zu einem
entscheidenden Schritte wegen der Suspendierung der Ab¬
gaben , um die es sich hier handelt zu veranlassen . Die badische
pieaierung mutzte sich bis jetzt darauf beschränken, ihre Zoll-
ovgane darauf hinzuweisen, daß sie jegliche Kleinlichkeit, ins¬
besondere hinsichtlich der Gewichtsermittlung bei der Zoll-
ierihebung im kleinen Grenzverkehr i^ rmeiden , und sonstige
Poch zulässige Erleichterungen zu gewähren. Sie wird aber .
Um auch das Letzte nicht unversucht zu lassen, den ovzigen ,
ihr verfassungsgemäh noch zustehenden Weg beschreiten und
xinen förmlichen Antrag beim Staatenaus -
schutzeinbringen , derdievorübergehendeAuf -
hebung der Zölle im kleinen Grenzverkehr
perlangt . Allerdings mutz hieran auch die Erwartung ge¬
iknüpft werden, daß die dann unter Umständen im kleinen
filrenzverkebr zollfrei eingeführten Dinge ausschließlich

der Grenzbevölkerung zugute kommen , und
daß nicht , wie es leider vielfach geschieht, die Gegenstände
an Schieber weiter veräußert werden , so daß dann die noch
zu erwirkende Erleichterung lediglich den Kettenhandel und
den Lebensmittelwucher fördern und weite Kreise der Grenz -
bebölkerung angesichts der großen, mit Leichtigkeit zu erzielen¬
den Gewinne von einer regelrechten Arbeit fernhalten würde .

Die Gewäbrung einer Teuerungszulage .
** 1. Das Staatsministerium hat .mit der Entschlie¬

ßung vom 14. d. M - die folgenden Bestimmungen über die
Gewährung einer Teuerungszulage an die Beam¬
ten , Bediensteten und Lehrer genehmigt . Da
auch der Landtag die erforderlichen Mittel bewilligt hat ,
sollen die Vorschriften mit tunlichster Beschleuni¬
gung vollzogen werden.

2. Die neue Terungszulage erhalten alle Beamten , Bedien¬
steten und Lehrer, die bisher die Kriegszulage und den Zu¬
schlag zur Kriegszulage bezogen haben. Diese Bezüge fallen
weg urch werden mit dem 26. Februar d . I . eingestellt. Neben
der Teuerungszulage wird nur noch die Teuerungsveihilse ,und zwar mit den bisherigen Sätzen , weitergewährt .

3. Die Bestimmungen über die Gewährung der Teuerungs¬
zulage weichen von den Grundsätzen über die Bewilligung der .
Kviegszulage in wesentlichen Punkten ab . Die Teuerungs¬
zulage (TZ ) wird ohne Rücksicht darauf , in welche
Gehaltstarifabteilung der Beamte einge¬
reiht ist, nach einheitlichen Sätzen gewährt . Die Be¬
träge sind verschieden , je nachdem der Beamte seinen Wohnsitzin Mannheim , an einem sonstigen Orte der Ortsklasse I
oder an einem Orte der Ortsklasse II oder III oder IV und
V hat . Der Höchst bet rag der TZ wird gewährt , wenn
ein Beamter vier zu berücksichtigende Kinder hat ; Beamte
mit fünf und mehr Kindern erhalten dieselbe TZ wie ein
Beaüiter mit vier Kindern . Die männlichen Beamten , die
an Gehalt und Wohnungsgeld oder Vergütung nebst- etwaigen
sonstigen Bezügen an Dienstzulage, Nebengehakt, Ruhegehalt ,
Unfallrente urH Militärrente (Militärperrfmn ) mit dem Be¬
trag der TZ zusammen ein bestimmtes Drensteinkommcn nicht
erreichen, erhalten neben der geordneten TZ eine außer¬
ordentliche Zulage insoweit und so lange, als ihre
Gesamtbezüge — ohne die Teuerungsbeihilfe — den Betragdes gesicherten Mindestdiensteinkommens nicht ausmachen .4. Den ledigen Beamten wird die TZ je nach ihrem Le¬
bensalter in verschiedenen Sätzen gewährt ; die volle für Le¬
dige vorgesehene Zulage wird erst nach Vollendung des
30. Lebensjahres bewilligt. Ein für Ledige mit besonderen
Beträgen festgesetztes Mindestdiensteinkommen wird den männ¬
lichen Beamten aber gleichfalls gewährleistet.5. Das Gesamtdiensteinkommen der weiblichen Beam¬
ten, die im übrigen die TZ in gleicher Weise wie die männ¬
lichen Beamten erhalten , braucht das diesen gesicherte Mindest -
diensteinkommen nicht zu erreichen; weibliche Beamte erhalten
also .keine außerordentliche Zulage .

6 . Die Beträge an TZ, die den nicht vollbeschäftig¬te n Bediensteten bewilligt werden können, sind gegenüber den
bi sherigen Sätzen an Kriegszulage erhöht worden . Außer¬dem können nun auch Bedienstete mit einem jährlichen Dienst¬einkommen von weniger als 100 M. eine Teuerungszulage
erhalten .

7. Wichtig ist ferner die Bestimmung, daß, wenn neben dem
Beamten auch seine Ehefrau im staatlichen Diensteverwendet ist, diese gleichfalls eine TZ erhalten kann, aber
nur mit dem um den Betrag von 260 M . gekürzten Satze für
Ledige, gegebenenfalls für Ledige unter 30 Jahren . Anderen
Mitgliedern desselben Haushalts wird die ihnen zustehende
TZ in gleicher Weise gekürzt.

8 . Im übrigen wird zu den neuen Bestimmungen bemerkt :
Zu Ziffer 1. Den militärisch verwendeten

Beamten usw . ist die volle TZ mit Wirkung vom 1 . Märzb . I . wie den übrigen Beamten zur Zahlung anzuweisen .Wenn landsturmpflichtige oder nicht mehr wehrpflichtige Be¬
amte über den 1. März d. I . im Heeresdienst zurückbehaltenworden sind und ihre Zivildrenstbezüge deshalb von der Mi¬
litärverwaltung zu erstatten waren, ist auch der Mehrbetragan TZ gegenüber dem Gesamtbetrag an KZ und KZZ fürdie Zeit nach dem 1. März d. I . zur Erstattung anzu -
sordern .

Zu Ziffer 2 f. Die TZ und die außerordentliche Zu¬
lage bilden zusammen einen Gesamtbetrag ; in der
Anweisungsliste werden die Einzelbetrüge jedoch zwrckmätzi-
gerweise für sich angegeben und zusammengezählt . Eine
Änderung der Anweisung ist so lange nicht erforderlich , als
der Gesamtbetrag unverändert bleibt.

Zu Ziffer 6. Bei den Bediensteten mit einer Ver¬
gütung von weniger als 900 M . jährlich wird der Kinder¬
zuschlag von 6 v . H . für jedes zu berücksichtigende Kind,also auch für mehr als vier Kinder bewilligt.

Zu Ziffer 10. Die aus dem Heeresdienst förmlich ent¬
lassenen, dann aber bei der Militärverwaltung aus Dienst -
Vertrag weiterbeschästigten Beermten erhalten die TZ fürdie Zeit nicht, in der sie kein Diensteinkommen aus der

«badischen Staatskasse beziehen oder bezogen haben .Ferner sind nachfolgende i^ merkungen hervorzuheben :Die Beamten usw . sollen Wer die neuen Bestimmungen
eingehend belehrt und angewiesen werden , die
erforderlichen Anzeigen an die Vorgesetzte Dienstbehördestets rechtzeitig zu erstatten . Ist in den Verhältnissen eines
Beamten eine Änderung eingetreten , die bis jetzt zu Unrechtbei der Regelung der Teuerungsbezüge unberücksichtigt ge¬blieben ist, so muß bei der Anweisung der TZ ein Ausgleich
geschaffen werden. ^ Zu diesem Zweck sollen die persönlichenund Familienverhältnisse der Beamten , soweit sie auf die
Gewährung der TZ von Einfluß sind , von den Vorgesetzten
Dienstbehörden nachgeprüst werden.

Es ist möglich , daß bei jüngeren weiblichen Be¬
amten der Betrag der TZ an sich geringer wäre oder nicht
wesentlich höher ist, als der bisherige Gesamtbetrag an KZund KZZ . In diesen Fällen wäre die Auszahlung de»
Vorschusses von 300 M . auf die TZ ganz oder teilweise über
den tatsächlich zustehenden Betrag hinaus erfolgt. Bei der«
Beamtinnen , die es angeht, soll nun der Teilbetrag für die
Monate August bis Dezember d. I . aus der TZ voll aus¬
bezahlt werben , wie er sich bei der Belassung des bisheri¬
gen Gesamtbezuges ergibt . Der etwaige Mehrbetrag a»
TZ für die Monate März bis Dezember d. I . soll auf den
Vorschuß angerechnet werden. Von der Rückerhsbung deS
am Schluß d. I . nicht gedeckten Betrages des Vorschusses
kann abgesehen werden.

Mit Rücksicht darauf , daß als vollbeschäftigt geltende ver¬
tragsmäßige Bedienstete, deren ständige Vergütung den Be¬
trag von 900 M . jährlich nicht erreicht (z. B. Güterauffeher ,
Waldwegwarte usw . ) , nach Ziffer 6 der Bestimmungen nur ;
eine TZ im . Grundbetrage vo 600 oder 700 M. erhalten
können, soll zur Vermeidung gerechtfertigter Berufungenin den dazu geeigneten Fällen bei gleichartigen Bedien¬
steten, deren Jahresvergütung den Betrag von 900 M . nicht
wesentlich übersteigt, eine Sonderregelung in der Weise vor»
genommen werden , daß die geordnete Teuerungszulage nicht
mit dem vollen, sondern mit einem entsprechend ermäßig¬
ten Betrag bewilligt wird. Wir sehen der Einreichung be¬
gründeter Anträge entgegen.
9. Bei der Anweisung und Auszahlung der Mehrbeträge an

TZ für die rückliegende Zeit soll darauf Bedacht genvipme»
werden , daß die Bediensteten, die am 1. März d. I . noch nicht
im staatlichen Dienste verwendet waren und deshalb keinen
Vorschuß auf die TZ erhalten haben, alsbald in den Besitz
des ihnen zustehenden Mehrbetrages kommen .

10. Bei der künftigen Anweisung der Teuerungsbezüge muß
auch beachtet werden, daß die bisher für die Gewährung dxr
Kriegszulage und der TeuerungAbeihilfe gemeinsamen Bestim¬
mungen von den neuen DZBest in einigen Punkten abweichen.
Hierwegen wird insbesondere auf folgendes hingewiesen:

a ) Die DZ wird beim Sterbegehalt mitberücksichtigt,die TB dagegen nicht.
d) Die TB wird, wenn mehrere Angehörige des¬

selben Haushalts im Staatsdienste beschäftigt find, dem
zweiten und jedem folgenden Glied« mit dem um je SSO M.
gekürzten Betrage für Ledige gewährt, die 2W dagegen mit den
vollen, nach den persönlichen Verhältnissen Anstehenden Bsträ .
gen für Ledige.

e) Bei der TZ werden die Kinder nicht berücksich ,
tigt , die ein Einkommen oder einen Verdienst usw.von monatlich SO M . haben, Lei der TB bleibt die bisherige
Grenze von 30 M.

ck) DaS Wohnungsgeld wird (auch als Entschädigung für frekk
Wohnung usw .) bei der TZ in Rechnung gestellt , bei den DB
dagegen nicht .

-8- Der demokratische Harteitag .
Der demokratische Parteitag , der 3^ Tage der der-

flossenen Woche in Anspruch genommen hat, wird von
demokratischer Seite selbst als der Vorläufer eines noch
in diesem Jahre kommenden, neuen großen Parteitages ,
bezeichnet, der die gewichtigen und für die weitere Partei¬
entwicklung schlechthin Ausschlag gebenden Fragen end¬
gültig beantworten soll, die diesmal nach Lage der Dinge
nicht haben erledigt werden können.

Die demokratische Partei legt Wert darauf , als
ein ganz neues Parteigebilde betrachtet
zu werden . Das ist insofern berechtigt, als sie
ja die größten Teile zweier verschiedener Parteien in sich
ausgenommen hat und unter Umständen geboren wurde ,
die mit denen der früheren Zeit kaum noch verglichen
werden können. Während dis Politik der Fortschritts¬
partei und der Nationalliberalen früher sehr wesentlich
beeinflußt wurde durch die Stellung , die sie der moyar -
chisch-bureaukratischen Staatsform gegenüber einnahm ,
liegen die Dinge heute völlig anders . Das Ziel der
wirklich demokratisch empfindenden Kreise innerhalb der
Fortschrittspartei ist erreicht , ja das Erreichte- ist sogar
noch über die Wünsche und Bestrebungen dieser Kreise
hinausgegangen . Was die Nationalliberalen betrifft ,
so waren sie ihrer ganzen Geschichte und ihrem Programm
nach keine Freunde dieser Entwicklung; sie waren sine
konstitutionell -monarchisch gesinnte Partei , und ledig¬
lich die Erfahrungen des Krieges haben es vermocht,
hierin einen Wandel zu schaffen , der so stark war , daß sich
der größte Teil der einstigen Nationalliberalen mit der
Fortschrittspartei zur demokratischen Partei verschmolz.
Daß diese neue demokratische Partei grundsätzlich republi¬
kanisch empfindet , kann nach dem Verlauf des Parteitages
zumal keinem Zweifel unterliegen . Mit Nachdruck hat
in seinem Bericht über die allgemeinen Gesichtspunkte
zum Parteiprogramm Rechtsanwalt Dr . Frankfurter -
Berlin , unter lebhaftem Beifall betont, daß, wer an der
Republik rüttele , ein Hochverräter ist , daß die Republik
als die Grundlage unserer weiteren staatlichen Entwick¬
lung zu betrachten sei .



Ist «s sonach durchaus berechtigt, von einer neuen
Partei zu sprechen , die von Haus aus verschiedenartige* Elentente in sich vereinigt , so ist doch andererseits die
Taisache nicht wegzuleugnen , daß die beiden Parteien ,Nationalliberale und Fortschrittler , in wirtschafts¬
politischer Hinsicht, wenn auch mit bemerkenswerten Ab-

. schn ächungcn und Modifikationen , auf demselben Boden
standen, nämlich auf dem Boden des Liberalismus , des
Kapitalismus . Nun hat sich allerdings gleichbei der Begründung der neuen Partei gezeigt , daßdie Kreise der ehemaligen nationalliberalen und fort¬
schrittlichen Partei , die ihre liberalistisch-kapitalistischen
Anschauungen nicht zu verabschieden und zu revidieren* vermochten, der neuen Partei von vornherein fern bliebenund sich zur deutschen (liberalen ) Volkspartei zusammen¬fanden . Damit rst eine gewiß wünschenswerte Klärunggeschaffen worden . Wer gerade der Parteitag dieserWoche hat erkennen lassen, daß die Klarheit in der Stel¬

lungnahme zu den maßgebenden wirtschaftspolitischen Prin¬zipien auch in der neuen Partei noch nicht völlig erreichtist . Diese Tatsache drückt sich sowohl in der vom Partei¬tag angenommenen Entschließung , wie auch in den Redender führenden Persönlichkeiten aus . Am liebsten möchtenatürlich die demokratische Partei die beiden großen Ge¬gensätze Individualismus und Sozialismus miteinander
ausgleichen . Eine solche Ausgleichsarbeit wäre Zweifel-los etwas was den Dank des ganzen Volkes verdiente .Aber selbstverständlich bringt eine derartige Tätigkeit die
betreffende Partei von vornherein in eine Situation ge¬wisser Halbheiten und Kompromißnotwendigkeiten . Undes ist durchaus begreiflich , daß ein starker Teil der Par¬teimitglieder lieber eine ganz eindeutige , auf ein bestimm¬tes wirtschaftspolitischss Ziel festgel-egte Taktik wünscht.Der nächste große Parteitag wird ja infolgedessen auchvor allem die Aufgabe haben , das eigentliche Pärtei -

programm festzulegen .
Einstweilen hat sich die demokratische Partei zu einerPolitik bekannt , die . wie es in der Entschließung heißt ,Freiheit der Persönlichkeit und der wirtschaftlichen Ent¬faltung bei gerechtem sozialem Ausgleich fordert , diealso das individualistische Prinzip an erster Stelle betont .Einer der Hauptredner des Parteitages , Z)r . Frankfurter ,ist auf dieselbe Frage des näheren eingegangen . Werauch feine Darlegungen sind, sofern sie von der Presserichtig wiedergegeben wurden , so gehalten , daß man dasBestreben erkennt, Individualismus und Sozialismusauf der Basis des Privateigentums und der Privatwirt¬schaft miteinander zu versöhnen und auszugleichen . Ansich ist es , wenn wir die geschichtliche Entwicklung un¬seres Volkes von höherer Warte aus betrachten wollen ,nur zu begrüßen , wenn eine starke Partei vorhandenist, die sich grundsätzlich bemüht , wertvolle alte Beständezu retten , berechtigte Interessen der nun einmal vorhan¬denen Erwerbsschichten zu schützen und sie in Einklangzu bringen mit dem vorwärtsstürmenden Eifer andererParteien . Der wahre soziale Gedanke tritt erst dannin Erscheinung , wenn es gelingt , allen , für das Gemein¬wohl irgendwie wertvollen Berufsschichten , gerecht zuwerden .

Der Parteitag hat die Haltung der Fraktionen gebil¬ligt , aber zugleich eine aktive , positive Politik verlangt ,auf jeden Fall aber die Möglichkeit eines etwaigen Ab-
schwenkens nach rechts weit von sich gewiesen . Auch Schif¬fer hat sich in einem Sinne geäußert , der ganz erheblichvon dem seiner bekannten Rede in der Nationalversamm¬lung abweicht. Er hat erklärt , daß an einen Abmarschnach rechts kein Mensch in der Fraktion denkt, daß eineSammlung derbürgerlichen Parteien gegen die Sozialdemo¬kratie den Beginn eines neuen Bürgerkrieges bedeutenwürde , wie er auch dem Schlagwort von den bürgerlichenParteien überhaupt den Abschied erteilt . Bürger sindwir alle, der Arbeiter so gut wie jeder andere , die Re -volution Macht dem Klassenstaate ein Ende . BürgerlicheParteien im Gegensatz zu einer Arbeiterpartei gibt esnicht mehr. Wenn die „Frankfurter Zeitung " hierzubemerkt , das sei ein ausgezeichnetes Wort , und es fei nurzu wünschen, daß es auch befolgt werde, so können wirihr hierin nur beipflichten ,

Die wahren Gründe des
Zusammenbruchs.

Der „Münchener Post "
sind einige Zuschriften von Front¬offizieren zugegangen, die über die wahren Ursachen desZusammenbruchs im Herbst 1918 wertvolles Material liefern .Ein bayerischer Frontoffizier schreibt u . a . :

„Verehrte Redaktion, gestatten Sie einem Offizier , der denKrieg von Anfang bis zu Ende in der Front mitgemacht hat ,einige Bemerkungen
Auf dem Rückmärsche durch die Rheinprovinz und Pfalz ,durch Baden und Württemberg hörte ich mich oft fragen , nichtwahr , unsere Front war noch ungebrochen, wir konnten dochnoch monatelang weiterkämpfen, die Gegner wären doch nochVor uns mürbe geworden ? In manchen Fällen verdichtetensich diese Fragen zu starren Glaubenssätzen, und leider wur¬den diese Glaubenssätze auch von Offizieren , und zwar nichtbloß von jungen Leutnants , sondern auch von selbstbewußtenGeneralstäblern bekräftigt . Für den schönen Wahn der Laienspricht mildernd ihr kritikloser Autoritätsglaube und die ihnenanerzogene Überzeugung von der Unbesiegbarkeit unseresHeeres und von der Unübcrtreffbarkeit unseres Generalstabes .Den Fachleuten muß ich aber sagen, wenn sie diesen Irrtumteilen , so verkennen sie in verhängnisvollem Maße die gei¬stigen und dynastischen Momente , die den Zusammenbruch un¬abwendbar herbciführen mußten .

Diese falsche Einschätzung der seelischen Faktoren durch diehöheren Kommandanten fällt allerdings weit mehr ins Gewicht,als die sonstigen Fehler in der Berechnung des Stärkeverhält -msses der gegeneinander kämpfenden Heere. Nicht die Wühl¬

arbeit der Sozialdemokratie , nicht der böse innere Feind hatunsere Front nach den hoffnungslosen Kämpfen des letztenKrregSjahres erschüttert und aufgelöst, sondern eine über¬mächtige Naturgeioalt . Nach vierjähriger Höchstanspannungaller Kräfte brach der riefenstarke Organismus des deutschenHeeres an der physisch und seelisch nicht auszuhaltenden Er¬schöpfung der Fronttruppen zusammen . Der sichtbare Verfalldes Kampfgeistes der Fronttruppen begann 1916 mit derSommeschlacht. Wer die Verfassung der Truppe nach jenenfurchtbaren Kampftagen mit offenem Auge und fühlendemHerzen beobachtet hat , der muß bekennen, daß ihre moralischeErschütterung der Größe der überstandenen Leiden entsprach.Sie nahm progressiv zu ; selbst der kräftige Schwung der gro¬ßen Angriffskämpfe vom Frühjahr 1918 konnte keinen Offizierdarüber hinwegtäuschen, daß die Truppe nicht mehr die alte >war . Fachs Gegenoffensive machte es aber allen , Offizieren >und Soldaten , klar, daß wir in täglich rascherem Rhythmus jder endgültigen Niederlage unaufhaltsam zusteuerten . Der >Waffenstillstand hat wenigstens einer völligen Deroute vorge¬beugt . Man wendet ein, der Gegner habe doch unter den !gleichen Umständen zu leiden gehabt. Das trifft aber selbst !für die am schwersten mitgenommenen Franzosen nicht zu. jDank der amerikanischen Hilfeleistung konnten ihre Divisio- jnen reichliche Ruhezeiten genießen ; die Engländer waren !zäher denn je, die Amerikaner , entgegen den geringschätzigenVorurteilen unseres Generalstabs , zahlenmäßig und moralischvollwertig. Um xs mit einem Worte zu sagen, es konnte nicht ,anders kommen. Vom August 1918 ab waren uns die Geg- ^ner nicht bloß materiell , sondern auch seelisch unbestreitbarüberlegen .
So standen die Dinge im November des verflossenen Jahres .Das bravste aller Heere erlag einem organischen Kräftever¬fall, den kein Wunder hätte aushalten können. Denn er wardie Folge eines Naturgesetzes, nicht , wie beflissene' Wahrheits¬leugner behaupten , die Frucht sozialistischer Umtriebe . Wirhatten in unserer Division zuletzt Industriearbeiter undBauern fast zu gleichen Teilen . Systematische Verhetzungenwären mir nicht entgangen . Ich habe an der Front währenddes ganzen Krieges nichts davon bemerkt. Jedem Front¬offizier ist hingegen bekannt, daß an dem Kontingente derNörgler und Unzufriedenen die Soldaten aus gutkatholischen ^Landgegenden mindestens den gleichen Anteil hatten , wie dieder Industriestädte . IDieses morsch gewordene Heer wurde nun in den letztenKriegsmonaten einem geradezu zermalmenden technische» !Drucke ausgesetzt. Die Überlegenheit der Verbündeten an '

Menschen und Kriegsmaterial überstieg am Ende des Kriegesbei weitem jene der Koalition von 1813 und 1815 überNapoleon I.
Also stand uns sicher eine dreifache Übermacht gegenüber , !deren technische Übermacht gar nicht abzuschätzen ist, und dabethatten die Amerikaner erst ein Drittel ihrer Armee herüber¬gebracht. Das ist die Wahrheit , mit ihr müssen wir uns ab-finden.
Wer diese Sachlage auch nur vom rein militärischen Ge¬sichtspunkt betrachtet, wird die Leistung des deutschen Heeresin diesem Weltkampse richtig einschätzen . Sie erhebt sich hochüber alles menschliche Maß . Sie stellt alle Kriegsleistungender Weltgeschichte , auch die Glanztaten der friderizianischenZeit und der Napoleonischen Epoche tief in den Schatten . DerRiese ist im Ringen mit drei anderen Riesen erlegen . Eskonnte nicht anders sein, wir haben Übermenschliches getanund brauchen uns wahrhaftig nicht zu schämen. Jeden : Volkeist in seinem Können eine Grenze gesetzt, menschlicher Wille >.kann sie nicht überwinden . An dieser Grenze allein ist unsereKraft gescheitert, würde sie immer scheitern, wenn die Politikuns jemals wieder vor die gleiche Aufgabe stellte ! "

Ein hessischer Frontoffizier schreibt unter Bezugnahme aufobige Ausführungen u . a . :
Gestatten Sie , begehrliche Redaktion, einem hessischen Front¬offizier, der auch ununterbrochen seit 1914 an der Front ge¬standen hat , als Feldartillerist noch einige Ergänzungen zuden trefflichen Ausführungen seines bayerischen Kameradenin Nr . 151 Ihres geschätzten Blattes .
Ich datiere die Erlahmung des Kampfgeistes der Front¬truppen auf die Februaroffensive bei Verdun zurück , wo sichPrinzen in maßlosem Machtdünkel durch unsere bravenGrenadiere und Kanoniere einen geschichtlichen Ruhmestitelerkämpfen wollten. Tausende und abertausende würben , ob¬wohl sie die Nutzlosigkeit ihrer Tapferkeit angesichts der enor¬men Befestigungen klar erkannten , in gänzlicher Verkennungder Kampflage vorgehetzt und mußten einem wahnsinnige »Unternehmen ihr Leben opfern. Von da ab schritt die Demo¬ralisierung der Front mit Riesenschritten fort .
Auch ich könnte Nörglern und Träumern , die immer nochan die Möglichkeit eines guten Ausgangs unserer verlorenenSache glauben , zahlenmäßig beweisen, daß unser Glückssterneinige Wochen nach dem 75 November sicher erloschen wäre .Meine Batterie bestand in dem letzten schweren Ringen , wowir einem dreifach überlegenen Feind schrittweise den Bodensreigeben mußten , nur noch ans zwei ausgebildeten Kano « inieren . Für die blutigen Verluste, den Abgang durch Krank -heit und Abkommandierungen war wochenlang kein Ersatz zuhaben . Bataillonskommandeure erzählten händeringend , daßes ihnen unmöglich wäre , ohne Verstärkungen die Front auchnur noch 24 Stunden zu halten , und der Ersatz blieb aus , da !unsere Führung , soweit man in diesen letzten Kämpfen über - !Haupt noch von einer solchen an der Front etwas merkte, nicht >wußte , woher sie ihn nehmen sollte . §Da kam wie eine Erlösung die Selbstbefreiung des deutschenVolkes vom sklavischen Joch und ersparte Tausenden vonMenschenleben, mit denen man jahrelang wie mit Geld an derRoulette umgegangen war , rühmlosen Tod, der Heimat un¬ausbleibliche Verwüstung ."Und in einer weiteren Zuschrift heißt es : „Als ehemaligerFrontoffizier möchte ich es nicht versäumen , zu dem Leit¬artikel der gestrigen Nummer Stellung zu nehmen . Ich warselbst bis zum Schluffe des Krieges als Offizier der Infan¬terie an der Front gestanden und kann dem Artikel : Die Ur¬sachen des Zusammenbruchs 1918, Satz für Satz unter - '

streichend, nur meine volle Zustimmung geben. Der Artikel- '
fchreiber gibt die wahren Gründe des Zusammenbruchs derFront in vortrefflicher, objektiver, sachlicher Weise wieder. WirFrontoffiziere wußten , und fühlten am eigenen Leibe undselbst höhere Offiziere der Stabe , mit denen man gelegentlichin Berührung kam, geben dies zu, daß wir besonders seit derSommeschlacht es mrt einem an Zahl und Technik überlegenenGegner 'zu tun hatten . Die .Folgen davon wurden an derFront bitter empfunden . Und so trat mit der allmählich immerempfindlicher werdenden militärischen Überlegenheit des Geg^ners bei uns eine zehrende seelische Depression ohnegleichenein . Wer an der Front stand, wsitz, daß seit Juli 1918 Offi¬zier wie Mann an der Front nicht mehr an Sieg glaubten .Diese ahnungsvolle Erkenntnis ' der kommenden Niederlagezusammen mit der unter Einsatz ungeheurer technischer Mittelbeginnenden allgemeinen Offensive im September 1918 mutzteden Zusammenbruch unbedingt herbciführen . Wir waren ander Grenze der Möglichkeit angelangt . Die Folgen einer un¬glücklichen und unfähigen Außenpolitik haben das deutscheHeer zermalmt ."

Deutliche Nstionslverlsmm - .lung. >
» Die Nationalversammlung beriet gestern die Interpella¬tionen Arnstadt (D . N.), Heinze (D . V.) und Gen . über diePlanwirtschaft .
In der Begründung der Interpellationen sagte Abg. Witt- ^hofft (D . V.) : Würden die Absichten der Denkschrift des Reichs¬wirtschaftsministeriums bewilligt, so würde der freie Handel 'zum schwersten Nachteil für die Ausrichtung des .Handels undder Industrie ausgeschaltet werden. Wir verlangen die schleußnigste Beseitigung der Autzenhandelsstellen. Der Freihandel rstl -ein gut funktionierender Regulator der Preisverhältnisse . Sv .wird den Preiswucher verhindern und unsere Valuta bessern.Reichsminister Schmidt: Trotz der Blockade find unsere Aus -,sichten nicht allzu ungünstig . Unser Boden, die Bergwerke und«Berkehrsstraßen können bald wieder leistungsfähig gemacht̂werden , sobald nur erst die Arbeit wieder einsetzt . Dos Reichs,wirtschastsamt wird versuchen , die Jnteressenkonflikte und Geckgensätze , die entstehen, zu beseitigen. Ein starres System könntes nicht ausstellen, sondern es muh nach den Bedürfnissen de»einzelnen Industrien Verfahren. Eine vollkommene Freiheitzdes Handels und Verkehrs ist heute unmöglich. Sobald das ge«samte Interesse es einigermaßen zuläßt , sollen die Einschränckkungen aufgehoben werden. Die Ausfuhren unbeschränkt zchgestatten, geht bei der gegenwärtigen Streiklage und demtStande der Valuta nicht an . Dagegen wollen wir die Ausfuhrvon Luxusartikeln und solcher Artikel, die wir im Lande entckbet c n können, oder deren Rohstoffe wir im Lande haben , nactzMoguchkeit fördern . Auch die Einfuhr bedarf einer gewissen^Kontrolle . Wichtig ist es , unserer Textilindustrie die notwendi¬gen Rohstoffe zuzuführen . Die Rohstoffversorgung eröfsneiüberhaupt ein reiches Gebiet des Handels . Der Großhandelwird bei genügender Aufsicht keine Wonopolstellen erhalten . !Es folgen die Interpellationen Dr . Heinze (D . V .) und Gen!,und Arnstadt (D . N .) über den Landacbeiterstreik. iZur Begründung ergreift Abg . Dusche (D . V .) d-« s Wort undiführt u. a . aus : Der Landarbeiterstreik ist zwar für denjAugenblick beigelegt, aber er kann jeden Augenblick wieder nertzausbrechen . Verbrecherische Agitatoren sind irv Lande tätig ,am mit russischem Gelde die Landarbeiter zu neuen Streiksaufzureizen . Angesichts der ungeheuren Gefahr hätte die Re«gierung die Pflicht, endlich einmal die Energie zu zeigen, di-wir bisher so sehr an ihr vermißt haben . HAbg. Behrens (D . N.) : Die Not, die aus einem Landarbeiter «streik für die Landwirtschaft entstehen müßte , wäre d) e Not Lechganzen Volkes . Wir verlangen deshalb von der Regierung !Ermöglichung für die Arbeitgeber , de» Arbeitern die Natural «löhne auszuzahlen und Freiheit der Landarbeiter hinsichtlichjihrer eigenen Erzeugung , ferner Förderung des Tarifvertrags «Wesens . * ^Reichsarbeitsminister Schlicke: Jeder von uns wird den Auch ,bruch des Landarberterstreiks auf das tiefste bedauern , aber echdarf durchaus nicht verschwiegen werden, daß die landwirt «schaftlichen Arbeitgeber in der rücksichtslosen Ausnützung der!Konjunktur ihren Arbeitern ein sehr schlechtes Beispiel gegebeitz.haben . In Vorbeugungsmaßregeln ist außer der bereits er«wähnten Landarbeiterordnung noch folgendes geschehen bezip,noch folgendes in Aussicht genommen : Ein Erlaß , der wildesKündigungen der Landarbeiter Vorbeugen soll , Ausbau de«Befestigung des Tarifwesens ; endlich sind Verhandlungen iichGange , in wieweit eine Haftung einzutreteu hat für dertzVertragsbruch und zwar nicht nur durch! die Arbeitnehmer , son«dern vor allen Dingen auch durch die Arbeitgeber . In keiner«!Falle ist etwa beabsichtigt. Las Streikrecht irgendwie anzutasten, !oder einzuschränken. . >iAuf Vorschlag des Präsidenten beschließt das Haus , die Be>ffsprechung der Interpellationen mit - er politischen Aussprach« !zu verbinden.

>jAbg . Krätzig (Soz .) : Dem Programm , das uns gestern Le« ,Ministerpräsident entwickelt hat , stimmen wir im großen undj ,ganzen zu , aber wir müssen fragen , wo bleibt der Maatsge « !richtshof, der endlich die zur Verantwortung ziehen soll , die allftdieses Elend verschuldet haben . Wir wollen durch das inter « ;nationale Proletariat zu einem internationalen Abkommen ge«langen . In der sozialdemokratischen Gesellschaft ist kein Platz,
'

für Müßiggänger , . Die Sozialisierung muß dnrchgefübrt wer« ,den , wenn auch nicht in allen Wirtschaftszweigen. Wir vev«!langen eine großzügige Sozialpolitik neben der landwirt ^chaft« ,lichen Produktion und Schutz der lebenswichtigen Betriebe ge«gen die Gewalt . Wir wünschen den Belagerungszustand zun« !Teufel , aber die Spartakisten müssen erst einseben, daß sie sichbei ihrer Politik der Handgranaten blutige Köpfe bolen . DichSelbstzerfleischung des Volkes muß aufhören . Alle Kreisesmüssen znfammenstehen , damit unser deutsches Volk nicht un«tergeht . hUm A2 Uhr vertagt sich das HauS. xWeiterberatung Freitag vormittags 10 Uhr ; außerdem kleinesAnfragen .
- i.

Dolititcbe Neuigkeiten .
Der IKücktransport der Gefangenen über

die Schweiz .
* Zwischen der schweizerischen Bundesregierung und dcihRegierungen Deutschlands und Frankreichs finden zur Zeit!Verhandlungen statt über die Transporte der noch in Frank «reich befindlichen Gefangenen durch die Schweiz. Man kan«bis jetzt dahin übgrein , daß etwa 100 Züge durch die Schweig!geleitet werden sollen. Die Transporte werden in vier bisftinf Wochen beginnen . Täglich sollen zwei Züge mit je 80tzMann abgehen.

Die Bildung von neuen Staaten im IKeicb.* Das zwischen den Regierungsparteien geschloffene Kam«promiß über die Bikmng von neuen Staaten innerhalb deSReichs gab dem 8 16 der Verfassung folgenden Wortlaut :
„Die Änderung des Gebiets von Ländern rHer die Neubil «düng von Ländern innerhalb des Reiches durch die Vereinigung !oder Abtretung setzt die Zustimmung der daran unmittelbar !beteiligten Länder voraus und bedarf der Bestätigung durchsReichsgesetz . Stimmen die beteiligten Länder nicht zu, so!kann eine solche Neubildung durch Reichsgesetz erfolgen, wenigsie durch den Willen der Bevölkerung gefordert wird und einüberwiegendes Allgemeinintereffe vorherrscht. Der Wille deyBevölkerung ist durch Abstimmung festzustellen. Die Reichs«regierung ordnet die Abstimmung an , wenn ein Achtel depzum Rasthstag wahlberechtigten Einwohner des abzutrectndensGebietes sie verlangt . '

„ Zum Beschluß dieser Gebietsänderung find mindestens dreiFünftel aller Stimmen aller Wahlberechtigten erforderlich.Auch wenn es sich nur um Abtrennung einer preußischen Pro «vinz, eines bayerischen Kreises oder in anderen Länderneines entsprechenden Verwaltungsbezirks handelt , ist der Will«der Bevölkerung des in Betracht kommenden Bezirks festzu«stellen. Wenn ein räumlicher Zusammenhang des abzutreten¬de» Gebiets mit dem Gesamtbezirk nicht besteht, so kann aufs



« rund «ine« besonderen RrichSgesetzeS der Wille ' der
,
Be¬

völkerung des abzutretenden Gebiets als ausreichend erklärt

« ach Feststellung der Zustimmung der Bwolrerung tmrd

die Reichsregierung dem Reistag einen entsprechenden Ge.
lebentmurf zur Beschluhfassung vorlegen. Entsteht bei der
Wchgung oder Abtretung Streit ^ -r die V-rmogen̂ uS.

« inanderietzungen . so entscheidet hierüber auf Antrag einer

Partei der Staatsgerichtshof für das deutsche Reich.

Erzberger, stellt dle Vertrauensfrage .
* °>n der aestriaen Sitzung des Reichskabinetts beschäftigte

« „„ ^ ic B Beob " eingehend mit den Angriffen des

D ? tz! lfterich 2 § s Grafen Wedel gegen den Reichsminister
Azb « a

"
r Es ist möglich , daß das Kabinett , da Erzberger

« i^ prafident des Staatsministeriums ist, im Anschluß andre
Ne politisch« Debatte in der Nationalversammlung die Der -
Uuensfrage stellen wird . Erzberger stellte bereits gestern ,n
L "

Fraktionssitzung des Zentrums d,e Vertrauensfrage , wo -
- auf ihm seine Partei das Vertrauen aussprach.

Dle Reicbstteuergeletze .
. Die Frankfurter Ztg .

" meldet aus Stuttgart , daß zwischen
dem Reichsfinanzminister Erzberger und den süddeutschen Fi¬
nanzministern eine Einigung in der Frage der Ausgestaltung
der Reichssteuergesetze erzielt worden sei .

Arbeiterauslperrungen in Berlin .
» Aus Berlin wird unterm 24 . gemeldet:
Am letzten Samstag wurde in einem Werk der SiemenS -

« seilschast eine Bekanntmachung der Betriebsleitung herunter¬
gerissen , die mitieilte, daß das Werk am Montag wie gewöhnlich
gur Arbeit geöffnet wäre . Sieben Personen wurden deshalb
sofort entlassen. Die Arbeiterschaft trat daraufhin am gestrigen
Mittag in die passive Resistenz. Die Aufforderung der Be¬
triebsleitung zur Arbeitsaufnahme , die bereits gestern Nach,
mittag ergangen war , blieb auch heute fruchtlos . Die Arbeiter
erschienen zwar morgens vollzählig in den Fabriken , weigerte«
sich aber, irgend welche Arbeiten auszusiihrech Alles gütliche
Zureden der Betriebsleitung wurde mit Lachen abgewiesen . Da
auf diesem Wege nichts zu erreichen war , wurde der Direktions¬
ausschutz zu einer Sitzung zufammenberufen . Dieser beschloß
Heute nachmitag um 4 Uhr di« gesamten Arbeiter der in Be¬
tracht kommenden Werke restlos auszusperren . Infolgedessen
werden heute rund 10 000 Arbeiter der Siemenswerke entlassen.
Welche Folgen diese Maßregel haben wird, läßt sich zur Stunde
noch nicht übersehen.

Wjie „Der Abend " meldet, haben die Borsigschen Maschinen¬
fabriken in Tegel den Hammerschmieden, die seit längerer Zeit
sin Streik stehen und Hierdurch die Tätigkeit der übrigen Ab .
«eilungen behindern , jetzt gekündigt. Es ist von der Firma in
Aussicht genommen, die Tegeler Werke überhaupt zu schließen,
wenn die Arbeiter weitere Schwierigkeiten machen , da unter
den gegenwärtigen Verhältnissen eine gedeihliche Arbeit un¬
möglich ist.

Schwere Tlnruben lu ' Strahburg .
* über schwere Unruhen in Stratzburg sind der „ Offenburger

Ztg .
" Nachrichten übermittelt worden, nach denen es am

Dienstag zu blutigen Zusammenstößen zwischen dem franzö -
fischen Militär und der Zivilbevölkerung kam. Anlaß war der
Streik der Straßenbahner . Um den Verkehr aufrecht zu er¬
halten , hatten französische Offiziere und Unteroffiziere die Be¬
dienung der Wagen übernommen , was zu gewaltiger Erbitte¬
rung in der Arbeiterschaft führte . Sie bombardierten die
Straßenbahnwagen mit Steinen und zerstörten die Leitungs -
drähte . Bei dem Zusammenstoß soll ein Offizier und einige
Soldaten getötet und mehrere hohe französische Persönlichkeiten
mißhandelt worden sein. Flugblätter wurden verteilt , die für
«ine Selbständigkeit des ehemaligen Reichslandss eintraten .
Allem Anschein nach ist die Stimmung der Straßburger Be-
Hölkerung sehr erbittert . «

Der sbgelagte Generalstreik in Zfrankrelcb.
* Der Nationalrat der französischen Gewerkschaften setzte

wn Dienstag die Verhandlungen über den abgesagten Gene -
« Istreik fort . Aus den Berichten der Sekretäre einzelner Ge¬
werkschaften ging hervor , daß die Arbeiter über die Bedeutung
d«S Streiks nicht genügend aufgeklärt waren , und daß " der
Streik , wenn man ihn nicht verschoben hätte , zu einem Fi-
»Sko hätte führen müssen. Die Sekretäre der Eisenbahner
» ich Postbeamten ließen keinen Zweifel darüber , daß die Mit¬
glieder ihrer Gewerkschaften nicht durchweg gewillt waren , den
rfsentlichen Verkehr am 21 . Juli lahmzulegen . Der National¬
rat nahm dann eine Entschließung an , in der die Wirtschafts-
»nd Finanzpolitik des Ministeriums verurteilt und erklärt
wird , daß eine Besserung der Lage in Frankreich nicht durch
Hie Absetzung einzelner Personen , sondern nur durch erneu
Wechsel der Grundsätze, der den berechtigten Wünschen der
Arbeiterklasse entgegenkomme, erzielt werden könne.

Revolution in Brroatien .
» Das ungarische Tel .-Korr .-Bureau erhält laut W .T .-B . von
Verschiedenen Orten der Demarkationslinie Meldungen über
Len Ausbruch der Revolution in Kroatien . Die Serben der-
suchen , die kroatischen Revolutionäre durch Militär niederzu -
Halten. An mehreren Orten kam es zu Zusammenstößen zwi-
Aen Serben und Kroaten . Weitere Meldungen besagen , daß
Kroatische Soldaten in verschiedenen Städten die selbständige
Kroatische Republik ansgerufen und für die ungarische Räte¬
regierung demonstriert hätten . Stellenweise haben die Kroa -
ten die Demarkationslinie überschritten und sich mit den roten
Soldaten verbrüdert .

Eine Mitteilung der T .-N . aus Budapest besagt : Bei Calas .
gerszag überschritten gestern früh zwei Kompagnien jugosla¬
wischer Soldaten die ungarische Grenze und teilten der unga¬
rischen Grenzwache mit , daß in Kroatien die Revolution aus -
gebrochen sei und eine Rätediktatur errichtet werden soll . Sie
brachten ein Hoch auf die Diktatur des Proletariats aus und
verlangten von den Ungarn rote Fahnen , da ihnen verboten
gewesen wäre, die Fahnen der Internationale zu führen .

Rücktritt des türkitcben Rabinetts .
» Aus Konstaniinopel wird gemeldet : Der Großwesir Hai

am Montag >die Demission des Kabinetts überreicht . Adid
Scherif Pascha wurde mit der Neubildung beauftragt . Mit
Ausnahme Von Tenfik Pascha und Jzzet Pascha find die Mim -
per ohne Portefeuille aus dem Ministerium verschwunden.
Der Scheik ul Islam und die Minister der Finanzen , des
Unterrichts und frommen Stiftungen behalten ihre Porte¬
feuilles , ebenso die übrigen Minister . Krieg Nazrm Pascha,
Marine Halft Pascha, Justiz Mustapha Bei , öffentliche Ar¬
beiten General Abuk Pascha, Inneres Adil Bei .

Wsdikbe Aeberlicbt.
Ksdilcbcr Lsndlsg.

va . Die Mitglieder des bad. Landtags unternahmen heute
nachmittag mit Vertretern der Regierung und der Presse eine
Fahrt nach Otigheim, um dort selbst das biblische Spiel von
Kains Brudermord anzusehen. Die Witterung war der Auf¬
führung im allgemeinen günstig, - je den Beifall der Besucher
fand .

Die Durchführung von Hrulturverbette-
rungen in Baden .

oc . Der im badischen Landtag von dem Abg. Schön (Dem .)
zu erstattende Bericht über den Gesetzentwurf betr . die Durch¬
führung von Kulturverbesserungen ist soeben im Druck er¬
schienen . Der Berichterstatter legt darin zunächst den Zweck
dieses Kulturgesetzes nieder, der dahin geht, die erheblichen
Widerstände, welche sich gegen die Inangriffnahme von Melio-
rierungen zeigten, da, wo ein dringendes öffentliches Interesse -
es erforderten brechen . Der Weg ist Verleihung des Rechtes
an das Arbeitsmmiste-rium , > beteiligte Grundeigentümer
zwangsweise zu einer Waffergenoffenschaftz« vereinigen. Die
Bildung von Wassergenoffenschaften war schon bisher im Was¬
serrecht geregelt. Das jetzige Kulturgesetz erweitert die Bestim¬
mungen des bisherigen Wafferechts. Für Meliorierungsarbei -
ten kommen in Baden vorwiegend Wiesenentwässerungen und
Verbesserungen in Frage . Über di« Aufnahme des Gesetzent¬
wurfs im Justizausschuß bemerkt Abg . Schön, daß der Aus¬
schuß grundsätzlich dem Entwurf zugestimmt hat und daß sich
keine Partei dem Gewicht der wirtschaftlichen Gründe , die zu
dem Entwürfe führten , entzog, zumal über beste Erfahrungen
und Erfolge bei schon durchgeführten Verbesserungen ( so aus
Bruchsal und Donaueschingen) berichtet werden konnte. Ge¬
genüber im Ausschuß geäußerten Bedenken wegen weitgehender
Eingriffe wurde von der Regierung die Zusage gegeben, daß
mit der vom Gesetz geschaffenen Gewalt nicht gewütet werden
soll . Der Landtag selbst wird sich in der nächsten Woche mit
dem neuen Gesetz befassen .

Anträge und Interpellationen .
oc. Im bad. Landtag haben die demokratischen Abgeordneten

Schön, Schneider- Emmendingen und Neck einen Antrag einye -
bracht, in welchem die Regierung ersucht wird, sie wolle noch
diesem Landtag einen Gesetzentwurf vorlegen , in dem als
Ergänzung zu dem Gesetz, vom 12. Mai 1896 über die Haltung
der Zuchtsauen , Zuchteber und Zuchtböcke vorgeschrieben sind,
daß Gemeinden, in denen Schafzucht betrieben wird , verpflich¬
tet sind, die zu diesem Behufe erforderlichen Schafböcke anzu¬
schaffen und zu unterhalten .

DieZüberwacbungderLentralttrsk -
anltalten.

oc . Das Justizministerium hat im Benehmen mit den in
Betracht kommenden örtlichen Arbeiterorganisationen den bei
jeder badischen Zentralstrafanstalt bestehenden Aufsichtsrat , der
mit weitgehenden Übevwachungs - und Verfügungs -Befugnissen
hinsichtlich der Behandlung der Gefangenen ausgestattet ist,
Lurch Berufung von zwei, beim Landesgefängnis Mannheim !
von 3 Personen aus dem Stande der Arbeitnehmer ergänzt .
Unter diesen dem Arbeiterstande angehörenden Personen be.
findet sich beim Landesgefängnis und der Wieiberstrafanstalt
Bruchsal eine Frau . Auch wurde bei der letztgenannten An¬
stalt eine weitere Frau in den Auffichtsrat berufen .

* Vrelteabtellungen
errichten jetzt auch die Regierungen der republikanischen Glied¬
staaten Bayern und Hessen . Der bayerische Minister¬
rat hat vor kurzem den Beschluß gefaßt , ein für "sämtliche
Ministerien tätiges Presseamt zu schaffen . Die hessische Re-
merung trifft ebenfalls die hierzu nötigen Vorbereitungen .
Württemberg besitzt bereits seit längerer Zeit eine solche not¬
wendige Institution . Die Presseabteilungen arbeiten in dem
gleichen Sinne , wie die Presseabtefturig der badischen Regie¬
rung , „in sorgfältiger Verfolgung der Presse des Landes
Seren Wünsche und Anregungen , sowie Kritik an öffentlichen
Einrichtungen und an Regievungsmaßnalhmen in einer Zen¬
tralstelle zu sammeln und an die zuständigen Stellen weiter -
zu leiterr." Die „ Münch. Neuest. Nachr." bemerken dazu :
Wenn die Preffeabteilungen dem hier , gekennzeichneten Pro¬
gramm treu bleiben, können aus ihrem Zusammenarbeiten
mit der Presse alle Beteiligten , die Allgemeinheit , die Re¬
gierung und die Presse Nutzen , ziehen.

Die Ausbildung von Fortbildungstcbul -
lebrerinnen.

* Das Unterrichtsministerium hat soeben einen Erlaß über
die Ausbildung der Fortbildungsschullehrerinnen herausge¬
geben, da nach dem neuen Fortbildungsschulgesetz der Unter¬
richt an den Mädchenfortbildungsschulen durch Lehrerinnen er¬
teilt werden soll. Um den zurzeit im Dienst stehenden Volks-
schullehrerinnen, die sich dem Beruf einer Fortbildungsschul¬
lehrerin widmen wollen und den Haushaltungslehrerinnen den
Zugang zum Beruf der Fortbildungsschullehrerin zu ermög¬
lichen , wird die Teilnahme an der dazu nötigen besonderen
Prüfung erleichtert und an dem Haushaltung 'sseminar des
Bad . FrauenvereinS unter Leitung des Unterrichtsministeriums

. . , >. ere Ausbildungskurse abgehalten.

Tagung des Verbandes der poiizeibeamten
Badens .

oc. Bor wenigen Tagen fand eine stark besuchte Tagung des
Verbandes der Polizeibeamten Badens statt , der Vertreter des
Ministeriums des Innern und der befreundeten Verbände
Württembergs und Hessens anwohnten . Der 1 . Vorsitzende des
Verbandes Polizeikommiffär Gräf -Karlsruhe leitete die Ver¬
handlungen , in deren Verlauf eine Reihe Anträge angenom¬
men wurden . Darunter befinden sich solche über die baldige
Behebung der mangelhaften und gesundheitsschädlichen Be -
schafenheit der Polizeiwachtlokale, ferner ihre nächtliche Be¬
leuchtung mit rotem Licht . Zur Einstellung von Hilfsschutz¬
leuten sprach sich die Versammlung dahin aus , daß solche nicht
mehr eingestellt werden sollen . Über die Verwendung von Po¬
lizeibeamten auf den polizeilichen Meldestellen und im Polizei -
Innendienst gab die Tagung ihrer Ansicht dahin Ausdruck, daß
diese Dienststellen mit aus dem Polizeidienst ausgeschiedenen
Beamten besetzt werden sollten.

In ihrem weiteren Verlaus befaßte sich die Versammlung
neben einer Reihe Standesfragen auch mit der Wohlfahrts¬
pflege und beschloß hierzu , das Ministerium zu ersuchen, zur
Erwerbung eines Erholungsheims für die Polizeibeamten
einen Grundstocksbetrag von 10 000 M . zn bewilligen und wenn
möglich geeignete Gebäulichkeiten zu diesem Zweck zu überlas¬

se» . Di « Versammlung hörte sodann ein Referat des VoL«
sitzenden Graf üb»r die Polizei im Volksstaat Baden, wobei de«
Redner die Forderung vertrat , auch der Polizei alle Errungen «
schäften der Technik dienstbar zu machen und die Polizeibe¬
amten auf Staatspolizeischulen weiter zu bilden. Nach eine«
lehr regen Aussprache wurde ein Beschluß gefaßt dahingehend,
daß die Schaffung einer militärischen Polizeitruppe mit alle«!
Entschiedenheit abzulehnen und die Verstaatlichung sämtlicheres
Berusspolizeibeamten des Landes zu fordern sei.

Line neue Sckwarzvvaldbabn?
L .O . Die Handelskammer Straßburg hat den Wunsch !

nach Paris geleitet, Deutschland zur Erstellung de«
Kniebislinie durch den Schwarzwald zu veranlassen, um deml
französischen Export nach dem Osten Erleichterungen zu sc!»af¬
fen . Die Erstellung dieser, übrigens auch schon von deutscher
Seite einmal , ins Auge gefaßten Linie würde den Durchstich!
des Kniebis erfordern , wodurch Oppenau Mit Freudenstadl
verbunden würde . Es käme hierdurch eine Verbindung zwi¬
schen Straßburg und Ulm zustande, die tatsächlich um 55 Kilo¬
meter kürzer wäre , als die bestehende Linie.

Rurze Nachrichten aus Waden.
oc . Ma '.n' beim, 25 . Juli . Die städtischen Aushilfsangestell¬

ten haben in einer Versammlung beschlossen im Streik auszu - s
harren . Die unständigen Straßenbahner werden sich dein Streik !
anschließen. §

Weinheim , 25 . Juli . Im Verfolg der Neuwahlen hat Bür -
gerrneister Dr . Wettstein, dessen Amtszeit noch zwei Jahrs
läuft , dem Gemeinderat sein Amt zur BerfügungA ; estellt und
um Penstonsregelung auf Grund seiner Diensibejchädigung
( schwere Kriegsverwundung ) gebeten. .

8 .E . Pforzheim , 24. Juli . Das Geld, das der Schieber und I
Deserteur Rombach aus Bräunlingen dem Edecsieinhändier
Röck aus Pforzheim abgeschwindelt hat, konnte zum größten ,
Teil beigebracht werden. 86 000 M . konnte man ihm bei der
Verhaftung in München abnehmen, 498 000 M . wurden int '
einem Schuppen des väterlichen Anwesens des Schwindlers -
in Bräunlingen vergraben gefunden. Außerdem konnten irr ^
Donaueschingen und Umgebung Gelder, die Nombach im Be¬
sitze hatte , beschlagnahmt werden.

oc . Tauberbischofsheim, 24 . Juli . Der Kommunalverband
hat verschiedenen MätterMeldungen zufolge auf Grssind eine«
Verfügung des Ministeriums des Innern den Direktor Hopf! -
wegen nachgewiesener grober Unregelmäßigkeiten seines Po¬
stens als Vorsitzender des Kommunalverbandes entlassen. Witz '
hierzu der „Volksstimme"

noch berichtet wird war letzter Tags
im Bezirk Tauberbischossheim, der ein überschußbezirk ist,
nur noch so wenig Mehl vorhanden, daß es kaum für wenige
Tage aüsreichte .

oc . Siickingen, 22. Juli . In dem benachbarten schweizeri¬
schen Ort Sisseln wurde ein Landjäger von einem 27jährigery
aus dem Gefängnis in Laufenburg entsprungenen Verbreche«
erschossen . ^ Der Täter bemächtigte sich dann des Revolvers!
des Landjägers und schoß gegen jeden, der sich ihm näher «!
wollte . Hierbei verletzte er seine Schwägerin schwer. Schließ»
lich beging der Verbrecher Selbstmord.

oc . Lörrach, 22. Juli . Die evangl. Diözesansynode hat zur
Sonntagsruhe Stellung genommen und sich gegen die neuerlich!
hervortretenden Bestrebungen, an Sonntagen die Läsen irh
den kleineren Städten wieder zu eröffnen, ausgesprochen.
Die Synode beschloß die Oberkirchenbehörde zu ersuchen , ber
der Staatsbehörde für eine strengere Sonntagsrnhe einzutre¬
ten und auch den Schluß der Gastwirtschaften für den Sonn¬
tag vormittag herbeizuführen .

Waditcbe Leitungsttimmen .
Die bedrohte Finanzhoheit der Bundesstaaten .

In der „Badischen Landeszeitung" schreibt vr . Heinrich!
Dröse unter dieser Überschrift zu der geplanten Reichseinkom
-nensteuer u . a . folgendes :

„Der badische Finanzminister nimmt, wie aus seiner Rede
im Haushaltsausschuß des Landtags hervorgeht, zu diesem
Plan eine ablehnende Stellung ein . Es ist in der Tat ein«
zunächst noch unbewiesene Behauptung, daß das Reich nur auf
diesem Weg in den Besitz der notwendigen Mittel kommen,
könne. Man kann sich sehr wohl damit abfinden, daß das
Reich die Veranlagung zur Einkommensteuer in die Hand
nimmt und eine eigene Einkommensteuer erhebt. Aber e»
muh den Staaten und Gemeinden überlassen bleiben, zu die¬
ser Reichseinkommensteuer die Zuschläge zu erheben, die für
sie erforderlich sind . Eine Bevormundung in der Art, wie st«
den Bundesstaaten und Gemeinden angesonnen wird, erscheint
unerträglich und unnötig . Zum mindesten sollte der Versuch
gemacht weiden , ob nicht durch Einführung einer Reichsein¬
kommensteuer , zu denen Staat und Gemeinden Zuschläge er¬
heben, alle drei Beteiligten ihr Auskommen finden . Der Erz -
bergersche Vorschlag hätte nur dann einen Sinn , wenn man
von jedem Steuerpflichtigen so hohe Beträge erheben zu müs¬
sen glaubt , daß ihm nur ein Existenzminimum und somit fü «
die Besteuerung durch Staat und Gemeinde keinerlei Spiel¬
raum mehr verbliebe. Ob ein solcher Pessimismus gerecht¬
fertigt ist, der das Maß von trüber Voraussicht, das zum,
Amtskleide eines jeden Finanzministers gehört, bis in die -
Wolken vergrößert , darüber kann auch Herr Erzberger im
Augenblick noch keine Auskunft geben . Der Umstand aber ,
daß die Einkommenbesteuerung bisher im Reich wesentliche
Unterschiede aufwies und zu Kapitalabwanderungen nach
steuerlich begünstigten Gebieten Veranlassung gab, hat für das
Reich kein unmittelbares Interesse .

Es mag sehr wohl sein , daß wir eines Tages im deutschen
Zentralstaat münden . Man sollte aber den deutschen Einheits¬
staat nur langsam heranreifen lassen . Werden wir mittel »
solcher gewagten Experimente, wie man die Kontingentierung '
von Bundesstaaten und Gemeinden auf dem Gebiete der Ein¬
kommenbesteuerung bezeichnen darf , dem Zentralismus Hals
über Kopf entgegengeführt , so wird ein Fehlschlagen jene »
Experiments gerade in Süddeutschland eine maßlose Reichs-
verdrossenheit mit all ihren üblen Folgen zeitigen. Es ist zu¬
dem so, daß alle Zentralisationsbestrebungen im gegenwärtigen
Augenblick in der Hauptsache zu dem führen, was man in
Süddeutschland garnicht mit Unrecht seit Jahr und Dag al »
Schreckgespenst an die Wand zu malen pflegt, nämlich zn
einer Berpreutzung , oder, was noch weniger erwünscht ist, zn
einer Berlinisivrung des ganzen Deutschen Miches. Vor gcr
nicht langer eZit ist das deutsche Branntweinmonopol geschaf
fen worden. Heute geht schon ein Sturm der Entrüstung durch
die -badischen Brennerkreiss , weil die ganze Monopolverwaltung
in Berlin zentralisiert und den süddeutschen Interessenten

'

kaum Gelegenheit gegeben ist, ihre Wünsche geltend zu machen. .
Ein typischer Fall , der zeigt, was wir auch auf aderen Ge¬
bieten zu erwarten haben !
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Stsstssnzeiger.
Mit Entschließung des Staatsministerium » vom 2. IM

d. I . wurde der Vorstand der Bahnbauinspektion 2 Freiburg ,
Oberbauinspektor Otto Markstahler nach Karlsruhe versetzt und
her Generaldirektion der Staatseisenbahnen zugewiesen.

Mit Entschließung des Staatsministeriums vom 4. Juli
d. I . wurde Oberbaurat Otto Hauger zum Vorstand der Bau »
abteilung der Generaldirektion der Staatseisenbahnen er¬
nannt .

Das Staatsministerium hat unterm 7. Juli d. I . den
Dberarntsrichter Karl Schußler in Boxberg nach Wertheim
U»d

den Amtsrichter Arthur Roth in Schwetzingen nach Boxbergtn gleicher Eigenschaft versetzt .
Das Staatsministerium hat unterm 7. Juli d. I . den

Kevisionsvorstand OberrechnungSrat Heinrich Poflweiler bei
der Oberdirektion des Wasser- und Straßenbaues auf 1 . Ok<
tober d . I . in den Ruhestand versetzt .

Das Staatsministerium hat unterm 17. Juli d. I . den Hilfs¬
arbeiter beim Ministerium des Innern Amtmann Julius
Jung zum Mitglied des Vorstands der LandeSverficherungS-
anstalt Baden ernannt .

Das Justizministerium hat unterm IS. Juli d. I . den Ju -
Rizsekretär Karl Kopp , zuletzt beim Notariat Gegenbach, auf
Ansuchen aus dem Staatsdienst entlassen.

Vom Justizministerium wurde Rechtsanwalt Emil Semmer
tn Karlsruhe , der auf seine Zulassung Leim Landgericht
Karlsruhe und bei der Kammer für Handelssachen in Pforz -
tzeim verzinset hat , in der Liste der Rechtsanwälte gelöscht .

Das Ministerium des Innern hat unter dem 8. Juli d. I .
, den Oberverwaltungssekretär Wilhelm Rehmann bei der Heil-

lund Pflegeanstalt Jllenau zum Bezirksamt Baden versetzt .
Mit Entschließung des Ministeriums des Innern vom 16.

Kuli d. .J . wurden die Berwaltungssekretäre Frankenbach, Lin¬
ier , Fritschi und Engelhardt als Revisionsassistenten zugeteilt :
tzrankenbach dem Bezirksamt Pfullendors , Linser dem Be¬
zirksamt Pforzheim , Fritschi dem Bezirksamt Mannheim und
Engelhardt der Oberrevision - eS Ministeriums des Innern .

Das Ministerium de» Innern hat unterem 17 . Juli d . I .
den VerNxrltungssekretär Alfred Ehret beim Bezirksamt
Donaueschingen zum BeMrkSamt Freiburg versetzt.

Das Ministerium de» Innern hat unterm 17. Juli d. I .
den Verwaltungssekretär Reinhold Schlenker beim Bezirksamt
Freiburg zum Bezirksamt Villingen versetzt .

DaS Ministerium des Innern hat unterm 17 . Juli d. I .
den Verwrrltungssekretär jEduard Mayer beim Bezirksamt
Villingen zum Bezirksamt Donaueschingen versetzt.

Das Ministerium des Innern hat unterm 19. Juli d. I . den
Burvaubeamten beim Gewerbeaufsichtsamt, Verwaltungs¬
sekretär August Kamp, in gleicher Eigenschaft zum Ministeriumdes Innern versetzt . _

Dir Apotheke in Teelbach betr .
Dem Apotheker Wilhelm Sauer von Michelbach wurde die

persönliche Berechtigung zum Betrieb einer selbständigen Apo¬
theke in Seelbach verliehen.

Karlsruhe , den 17. Juli 1919.
Bad. Ministerium de» Inner «.

, Remmele . Kohlhepp.
Die Lotterie des Kinderschutzvereiu» Pforzheim betr .

Dem Kinderschutzverein Pforzheim wurde die Erlaubnis zur
Veranstaltung einer Lotterie für Zwecke der Wohltätigkeit, bei
der 3684 Geldgewinne und 1 Prämie im Gesamtwert von
33 000 M . ausgespielt und 100 000 Lose, das Stück zu 1 M.
ausgegeben werten , erteilt .

Karlsruhe , den 14. Juli 1919.
Bad. Ministerium des Inner «.

Der Ministerialdirektor :
Arnold . Schmidt.

Die Lotterie zugunsten der heimkehreodea Mannheimer
Kriegsgefangenen betr .

Der Festleitung des Sommerfestes zugunsten der zurück»
kehrenden Mannheimer Kriegsgefangenen wurde die Erlaub¬
nis zur Veranstaltung einer Tombola -Lotterie für den Stadt¬
kreis Mannheim , bei der S00 Sach-Gewinne im Gesamtwert

von 3500 M . auSgespielt und 80000 Losbriefe, das Stück z»
OchO M ., auSgegeben werden, erteilt .

Karlruhe , den 21. Juli 1919 .
Ministerium des Inner «.
Der Ministerialdirektor :

Arnold . Schmidt .

Höchstpreise für Gemüse betr.
Unter Aufhebung der Bekanntmachungen vom 14. Mai und

30. Juni 1919 — .Karlsruher Zeitung " Nr . 118 und 151 —«
werden gemäß §§ 4 und 7 der Verordnung de» Reichskanzler»vom 3. April 1917 über Gemüse, Obst und Südfrüchte (Reichs,
gesetzblatk 1917 Seite 307 ) nach Anhörung der Preiskomtnissio«die Erzeugerhöchstpreise für Gemüse bis auf weiteres fürBaden wie folgt festgesetzt :

Erzeugerhöchstprcisê
das Pfund

Erbsen 30
Bohnen (Buschbohnen, Stangen -, Wachs«,Perlbohnen ) 30
Puffbohnen 16
Gelberüben (wie ) und Karotten , ohne 10

„ (gelbe ) > Kraut 5
Kohlrabi 18
Frühweißkraut 12

»Frühwirsing 16
Rotkraut 20
Zwiebeln ohne Kraut 30
Die vorstehend bezeichneten Preise find Höchstpreise ,m ^Sinne t» s Gesetzes vom 4. August 1914 in der Fassung der

Bekanntmachung vom 12. Dezember 1914 (R .-G .-Bl . 616), der
Bekanntmachung vom 22. Marz 1917 (R .-G . -M . 253) und der
Bekanntmachung gegen Preistreiberei vom 8 . Mai 1918
(R .-G . -Bl . S . 396 ).

Höchstpreisüberschreitungen werden mit Gefängnis und mit
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen geahndet . Diese Be -
kanntmachung tritt mit dem Tag ihrer Verkündung in Kraft .

Karlsruhe , den 24. Juli 1919 .
Badische Gemüseversorgung .

LiäcllisckeL Kvnre ^1kau5 .
Lawstsx , üen 26- full 1919

^ nksog ITbr
Sonntag , 27- Liebe Im Schnee . 7 Uhr- Dienstag ,29. Me Csardasfürstin . 7 ' /, Uhr. Mittwoch. 30.

Me Faschingsfee. 7V? Uhr . Donnerstag , 31 . Zum
ersten Mal . Die Landstreicher . 7 ' /, Uhr. Freitag ,1 . Aug. Lieb « im Schnee . 7 */, Uhr. Samstag , 2-
Die Landstreicher . 7 */- Uhr . Sonntag , 3 . Die
Kaschingsfe«. 7 Uhr-
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Anfang Juli begann zu erscheinen :

Die

Ae»t/chrisst / ür Klae- mng -EejunöheÜ
und Wohnungs/ragen

. Herausgeberinnen : Elisabeth Röhl , Klara Sander ,
Else wirininghaus — Erscheint wöchentlich . Bezugs¬
preis vierteljährlich 1 .— Mk., Einzelpreis 20 Pfennig .

Dreierlei will diese neue Zeitschrift fördern : die Kleidung »- und Wohnungsfrageund die pflege des Körpers . Alle Kräfte müssen geweckt, alle Werte gesucht werden, um den
Wiederaufstieg unseres Volkes zu êrmöglichen. Die Zeitschrift will durchaus kein „Modeblatt"
sein, sie will das wachsende Bestreben oer deutschen Frauen unterstützen, die sich nach ihrer
eigenen Art anstehen wollen , gesund, zweckmäßig , einfach und schön. Mit guteneRatschlägen,Zeichnungen und Anleitungen will sie in ihnen die Urteilskraft für das eigene Kleid , die
paffende Bluse, den praktischen Mantel stärken- Und nicht zuletzt soll hier auch Gutes für die
Kinderkleidung gewirkt werden, um zu einer guten Geschmacksbildung unserer Nachkommen¬
schaft zu gelangen . Wichtig für die Frau ist auch die pflege ihrer Wohnung » die nicht in
tagespolitischer Form behandelt werden soll, sondern in dem einfachen Bestreben, den Geschmackfür Klarheit, Schlichtheit, Zweckmäßigkeit und Schönheit auch hierin zu bilden. Die Körper¬
pflege ist das dritte Gebiet, das im Rahmen dieser Zeitschrift die verdiente Beachtung finden
soll . So will „Die Fra « nnd ihr Haus " weitesten Kreisen deutscher Frauen ein Wegweisersein in dem Bemühen , vorbildlicher Mittelpunkt der Familie ;u werden .

Probenummern kostenfrei .

Zu beziehen durch alle Postanstalten , Buchhandlungen und vom^ Verlag :

G. Braunsche Hofbuchdrückerei und Verlag i« Karlsruhe i. B.

sähst linflstiistlnifl In istln linstlüistlükJlinllllsnI Inn!stjstllässtlnlöl

befindet sich nicht Mehr in Durlach, neue Train -
kaserne, sondern in Karlsruhe , Rene Ar -
ttlleriekaserne , Molttestratze S (Endstation
der Straßenbahnlinie 2), Eingang Kußmaulstr .,
Zimmer 175, IV . Stock . M - ldestunde « an
Wochentage« 8—1 Uhr mittags .

Wegen Stoffmangel wie in Berücksichtigung
der jetzt zurückkehrenden Kriegsgefangenen können
vorläufig nur die kriegsbeschädigten entlassenen
Unteroffiziere und Mannschaften wie diejenigen ,die ihre Bedürftigkeit nachgewiesen haben und '
beim Bezirkskommando vorgemerkt sind, mit
ein m Anzug abgefunden werden.

Alle diese vorgemerkten Heeresentlassenen wer¬
den der Reihe nach, wie sie angemeldet sind,
durch Karre zum Empfang ihres Anzuges vor-
geladen.

Ein vorzeitiges Erscheinen ist zwecklos.
Karlsruhe , den 22. Juli 1919.

Bezirkskommanvo Karlsruhe .

Bekanntmachung.
Die PreuW -SMellW KWvlottme betreffend.

Die Ziehung der 2. Klaffe der 14 . Preußisch-Süd¬
deutschen (240. Preußischen) Klaffenlotterie wird nach
planmäßiger Bestimmung am 14 . und 18 . August ISIS
stattfinden G .751

Die planmäßige Erneuerung der Lose der 2. Klaffe
hat bis spätestens Freitag , de« » . August d». Js .
abends 6 Uhr bei den zuständigen badischen Lotterie¬
einnehmern zu erfolgen, die auch Kauflose abgeben

Karlsruhe , den 25- Juli 1919.
LaudeShauptkaffe als Lauvesbehörve

für die staatliche Ataffeutottert «.

WiffcuSieschM ?
daß alle Reparaturen an
Waffen aller Art, wie Um¬
änderungen von Lef. in
Centr ., Auffrischen und
Erneuern , Neuschästungen,
Fernrohrmontagen usw.
prompt bei billigster Berech -
nung auSgef. werden beim

Waffe» - Ratzel?
Kaisers«. 229 Emg. Hirschstr.
Ankauf ! Verkauf !
v. Jagdwaffen u. Munition -

Zwecks
WWW d.MW-
stnkkllL der früher . Ober-
slvsskst schlesisch - Spreng¬
stoff A^ A. suche tch « Sg-
ttchst gedient « Pioniere ,
die ich als Sprengmeister
ausbilden wild G273 .3.1

Off . an R. Andröe, Iah .
W. Detmmd, Karlsruhe.

fWMlWf
wenn auch reparaturbe¬
dürftig , werden stets au¬
geraust in FS88

Vf slrrtvnrrt »«
An- und Berkaufsgeschäft,

Kronenftratze 52.

Mg « I. » WpW
>. AMikG « !chtÄ« krit.

Öffentliche Zustellung .
N 391 .2.1 Heidelberg . Die

Ehefrau des Kaufmanns
Josef Sipper , Miua Sipper
inHeidelbergchertteten durch
Kaufmann Adam Horsch
daselbst, klagt als Rechts¬
nachfolgerin ihres Eheman¬
nes gegen den Schneider
Albert Ebbing, zuletzt in
Karlsruhe , jetzt an unbe-
kannten Orten , unter dem
Vorbringen , daß die Zustän¬
digkeit des Amtsgericht -
Heidelberg vereinbart sei,
au » dem Möbellieferungs -
vertrag vom 15. April 1914,
au » dem noch 130 Mk- ge¬
schuldet würden , mit dem

Anträge auf Verurteilung
des Beklagten durch vor¬
läufig vollstreckbares Urteil
zur Herausgabe folgender
unter Eigentumsvorbehalt
gelieferten Möbel : 2 Bett¬
laden, 2 Patentmattatzen ,
2 Schonerdecken , 2 dreiteil.
Wollmatratzen, 1 Kopfkeil ,
mit der Berechtigung, durch
Zahlung von 130 Mk ., die
Vollstreckung abzuwenden.
Zur mündlichen Verhand¬
lung des Rechtsstreits wird
der Beklagte vor das Bad .
Amtsgericht in Heidelberg,
Zimmer Nt . 2, auf Diens¬
tag, den 7. Oktober 1919 , vor¬
mittags 9 Uhr , geladen.
Heidelberg, 23 . Juli 1919.

Der Gerichtsschreiber
des Bad . Amtsgerichts 4.

Aufgebot.
N .335.2 Mannheim .

Der Rechtsanwalt Dr .
Ludwigs in Mannheim hat
als Rachlatzpfleger» über
den Nachlaß des am IS.
Dezember 1918 in Ptanu .
heim verstorbenen Kauf¬
manns Simon Weil das
Aufgebotsverfahren zum

Zwecke der Ausschließung
von Nachlaßgläubigern be¬
antragt .

Die Nachlaßgläubiger
werden daher aufgefordert ,
ihre Forderungen gegen
den Nachlaß des verstorbe¬
nen Kaufmanns SimoN
Weil spätestens in dem auf
Donnerstag , den 25. Sep¬
tember 1919 . vormittag»
11 Uhr, vor dem Unter¬
zeichneten Gericht, 2. Stock,
Zimmer Nr . 114, anbe .
räumten Aufgebotstermine
bei diesem Gericht anzu¬
melden.

Die Anmeldung hat die
Angabe des Gegenstandes
und des Grundes ' der
Forderung zu enthalten ;
urkundliche Beweisstücke
sind in der Urschrift oder
in .Abschrift beizufügen .

Die Nachlaßgläubiger ,
welche sich nicht melden,können, unbeschadet des
Rechtes, vor den Verbind¬
lichkeiten aus Pflichtteils ,
rechten, Vermächtnissen u.
Auflagen berücksichtigt zu
werden, von dem Erben
nur insoweit Befriedigung
verlangen , als sich nach
Befriedigung der nicht
ausgeschlossenen Gläubiger
noch ein Überschuß ergibt.
Auch haftet ihnen jeder
Erbe nach der Teilung
des Nachlasses nur für den
feinem Erbteil entsprechen¬
den Teil der Verbindlich-
keit.

Für die Gläubiger au »
Pflichjtteilsrechten, Ver¬
mächtnissen und Auflagen
sowie für die Gläubiger ,denen die Erben unbe-
schränkt hasten, tritt , wenn
sie sich nicht melden , nur
der Rechtsnachteil ein , daß
jeder Erbe ihnen nach der
Teilung des Nachlasse »
nur für den seinem Erb ,
teil entsprechenden Teil
der Verbindlichkeit haftet .
Mannheim , 11 . Juli 1919 .

Amtsgericht Z. 9.

Wem
MNttlNtzlllWII.
Ein getretener Familien¬

verhältnisse wegen kann der
Herr, dem die Buchhalter¬
stelle bei unserer Stadtkaffe
übertragen worden ist die
Stelle nicht cmtreten- Die

WHMW
wird daher nochmals zur
Bewerbung ausgeschrieben.

Dem Buchhalter obliegt
hauptsächlich die Führung
der Hauptbücher und das
Betteibungswesen .

Im Gemeinde - und Stif¬
tungsrechnungswesen er¬
fahren « und in der Haupt¬
buchführung durchaus be¬
wanderte Bewerber wollen
sich unter Vorlage von Zeug¬
nissen bis spätestens 1. Aug.
ISIS beim Gemeinderat
melden.
Waldshut , 22. Juli 1919 .

Gemeinderat
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